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ginKärntenBgmeReumannhaandenLandeshaupt¬Al
ann ven Kärnten folgendes Telegrammgerichte Ichbeglückwür

scheKärntennamensderGemeindeerwaltungderSadeWiezudemurch LandestreueUnerschrockenheitseiner MänneundFiraue
rzieltenAbstimmungsergebnisseausvellemHerzeGanzWien

jubeltin hellerFreude ,dagdasschöneLandKärnenauchin
nftmit seinen Südgauenungeeilt be Oesterreicherbleibt

lebe das treue ,es lebe das wiederfreie LandKärnten .sAn
en BürgermeistervonKlagenfurthat BgmeReumannfolgendeDepe¬
he gerichte : :Häherschlagendie Herzender Wieneinmächtiger
ude ,das es den treuen Söhnenund Töchern der SüdgaueKärn¬
nsgelungenis ,ihrHeimatlandfürOesterreichzurette .Vie

enDankdiesenBraven,dieunsKärntenungeeilterhaltenhabene
n beglückwünschedie HauptstadtdiesesLandeszudemschönen

Ausgabe

14 .Okteber1920Nr .331.26Hahrg ang ,Wien ,Donnerstag ,den

sAnforderüngenvon FlüchtlingewehnungenVerVerwaltungsge-¬
richtshof hat mit Beschlusvom25 IX 1920die am20September
räsentierteBeschwerdedesA .M.in WiengegendieEntscheidung

Wohnungskemmissürsfür den20 .Bezirkin Wienvom24 ,August
1920 ,Z1 .646 ,betreffendWohnungsanforderung ,nachden§ §21 ,
des Gesetzesvon22 .Oktober1875 ,. . Bl . Nr.36 ex 1876 ,ehne

weiteres Verfahrenzurückgewiesen ,weil die Beschwerdegegendie

ohnungsanforderungdesWohnungskommissärsfür denXX .Bezirkin
Wien ,Z .646 ,vom24 .August1920 ,gerichtet ist ,gegeneinesol¬
che Anforderunggemäßdemdurch die Kundmachungder . ö .Landesre¬

gierung vom10 Juni 1920 . . Bl . Nr .355 ,nicht aufgehobenen§18 ,
Absatz1 ,der Kundmachungde .n ö .Landesregierungvom30 .Junk
1919 ,. . Bl .Nr .160 ,der binnendrei Tagenzu/stattendeEinspruch
an das Mietamteder die pelitische Bezirksbehördeoffenstehtder

geregelte Instanzenzugdurch eine unrichtigeRechtsbelehrung
des Wohnungskommissärsnicht rechtswirksam verkürzt werdenkann ,
weshalbdie Angelegenheitim administrativen Instanzenzugenicht

ausgetragenist .
DieseEntscheidungdesVerwaltungsrerichtshofesübereineWoh¬

nungsenforderungausGrundder Magistratskundmachungvom15 .Juli

1920 ,Z1 .4666,20fAnforderungvonFlüchtlingswohnungen)gibtin
ihremSchlußsstzederParteidieMöglichkeit,andasMietamtgegen
die Anferderung einen Einspruch zurichten .

DasWehnungsamthatte bisher imEinverständnissemit der . ö.

Landesregierung,diedieErmächtigungzurErlassungderAnforde
rungskundmachung erteilt hat ,den Standpunkt vert meten ,daßdie
Anforderungbereits durchdie Kundmachungerfolgte ,alsodurch
einGesetzimmateriellenSinne ,gegendasselbstverständlich
einRechtsmittelunzuläßigist .Hiedurchsellte einerasche
DurchführungdervonjedemweiterenInstanzenzugebefreitenWoh-¬
nungsanforderungengewähkleistetwerden.

DaßlieserascheDurchführungdurchdievomVerwaltungsgericht:
hofeimvorstehendenErkenntnisseprüzisierteRechtsauffassung
wesentlichbeeinträchtigtwird ,ist selbstverständlich ,undwenn
dadurchdie TätigkeitdesWehnungsamtesbei der Anforderungven
Flüchtlingssehnungenebense wie durch die Interventien andeer
Behörden,hauptsächlichderpolnischenGesandtscheftbehindert
wird ,se liegt es klar zu Tage ,daßdie Gemeindebezw ,dasWoh¬
nungsamt,dasdurchdieEplassungeinerklerenundpräzisenKund¬

machungund durch die mit allen Mitteln versuchte Durchführung
derselbenalles menschenmöglicheundgesetzlich zuläßigegetan
hat ,umder Wohnungsnetder bedenständigenBevökkerungabzuhel-¬
fen ,keinVerschuldendarantreffenkann ,wenndieErgebnisse
dieserAktiennichtdengewünschteErfolgherbeigeführthaben.

Sonderschulen.DieGemeindeWienerhälteineReihevonSonder-¬
schulen für nichtvellsinnige Kinder ,se für Blinde ,Zaubstumme,
SchwachsinnigeundandereKinder ,die nicht zumvollenGebrauch
ihrer Sinne gelangt sind .Der Gemeinderat hat in der letzten Sit¬

zungbeschlessenSchulklassenfür schwerhörigeundsprachkranke
Kinderzu errichten .DieseSchulen ,die bisher an dieeinzelnen
Velksschulenangegliedertwaren ,werdennunmehrzuselbständigen
Schulenausgebautundeiner einheitlichen fachlichenOberaufsicht
unterstellt .Eswirdfür die ein eigenerLehrerstatutgebildet
mitLeiterstellenfür die pädagegischenundadministrativenAnge¬
egenheiten .Außerdemwerden diesen SchulenVerbereit ungsklassen
unterderLeitungvenbesendersgeschultenKindergärtnerinnen
angegliedert sein ,für jene unglücklichen Linder ,die schendas
schulpßlichtige Alter erreicht haben ,aber für einenordentlichen
Unterrichtnochnichtreifsind.

VerkaufvenNetgeld.DieGemeindeWienbringtdurchdiestädtische
Hauptkassaim NeuenRathaus10 . 000Serien des ven ihr imHerbst

1918 ausgegebenen und bereits wieder außer Kurs gesetzten Notgel

des zu je einer 5 ,20, ,50 und100KrenennetezumFreis ven50K
perSeriezumVerkauf.
DieGesundheitsverhältnisseimAugusteIn diesemMenathabensich
Sie GesundheitsverhälnisseWienssewehlbezüglichdesKranken¬

standes als auch der Sterblichkeit günstiger gestaltet ,bisauf
dieRuhr,diedarheißenJahreszeitentsprechendstamverb
war .VendenAnfektionskrankheitenhatnur die Dysenteriemit85
FällenbedrehlicheAusbreitunggezeigt,währenddieübrigenInfek-¬
tienskrankheitenbesondersderScharlachunddie Diphterienermale

Verhältnisse aufwiesen .Die Sterblichkeit war höher als imVermenat

a berniedrigerals imDurchschnittderVerjahre ,sedaßbeinahe
dieFriedensziffernerreichtwurden.Erwähntmußwerden,daßder
MonatAugustseit November1914derersteMonatmiteinemUeber-¬
schußderLebensgeburtenüberdieTedesfälleist ,darum2350Le¬

bensgeburten2312Todesfälle gegenüberstehen .Die größte Zahlde

TedesfälleentfielaufdieTuberkulosemit434Fällen
Anbetsverhandlung.Am18 .ds .10Uhrvermittagsfindetinder
DirektienderstädtischenElektrizitätswerkeIX . ,Mariannengasse4
anläßlichder Herstellungeiner BecherwerksgribeundvonTurmfun

u
damentenEbenfurtheine öffentliche Anbetverhandlungstatt

GeehrterHerrKollege!
DerBezirksversteherde KIII .BezirkesSchimenersucht

umdiefreundlicheAufnahmefolgenderZeilen:
Andie BevölkerungHistzings !DurchdieBrandkatastrephe

in Ober St .Weit sind einige Familien in tiefstes Elendgstürzt

werden.VerdemWinterinNetquartierenuntergebrachthabensie
auchnochdenteilweisenVerlustihrerarmseligenHabezubeklagen
Teils durchFeuer ,teils durchWasserbei denLöscharbeiten ,sowie
durchdie scheinbareMithilfefragwürdigerElemente ,kamendieBe
dauernswertenumehreinzigesGutAußerstandebeiderjetzigen

sich KleiderWäscheederHausratnachzuyTeuerung
schaffen blicken sie verzweifelt in die nächste Zukunft ,Esist

Menschenund Bürgerpflicht unseren Mitbürgernzu helfenJede
auchdiekleinsteGabewirddankbarangenemmen.Spendensindzu

chtenandieBezirksvertretungdesBezirkes,XIII .EduradKlein-
gasse2 .
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ie BeseldungsrefemmderGemeindeangestellten.Ineinerausser-¬erdentlichen ,für heute nachmittageinberufenenSitzungdesStadt
senates referierte der Persenalreferent Stadtrat Speiser überum- ¬
fassendeMassnahmenzugunstenderstädtischenAngestelltenund
Lehrpersenensewieder Fensienisten .Er führte zur Begründungder
Verlage,welchefürdieGemeindeeinMehrerferdernisvenrund
240 Millienen Krenenbedingt ,felgendesaus :

SchenimMaidiesesJahreshabenderVerbandderstädtischen
AngestelltendieinFermderErhöhungdergleifendenZulageer-¬
felgte Einkemmensregelungals nicht entsprechend abgelehntund
Wünschevergebracht ,die auf Ausschaltungdes ganzen Systemsder
gleitendenZulageundallmählicheRückkehrzumLeistungsprinzip

abzielten . DiesemVerlangenkenntedamalswegenderBindung,
die sich für die Gemeindeaus der GewährungdesStagtsbeitrages
und gründsätzlichen Bedenkender Staatsbehördenergaben ,nicht
entsprechenwerden .Die Verhältnisse erfuhren eineErschwerung
dadurch ,dass beim Staate eine Beseldungsreform in Verhandlung
stehtundseit AugustVerschüssehieraufrangsklassenweiseab-¬
gestuftflüssiggemachtwerden .Esist sicher ,dassmachdemIn-¬
krafttretendieserBeseldungsreformwegenderEigenartpraktisch
einevellkemmeneGleichbehandlungvonStaats -undGemeindeange-¬

stellten sich als unmöglicherweisenwird .Dieshat dieGemeinde
veranlasstneuerlichin nachdrücklicherFermmitdenStaatsamte
derfinanzenRücksprachezupflegenundes hattatsächlichder
KabinettsratineinerseinerletztenSitzungenSahinentschieden,
dassderGemeindebezüglichderFerm ,in welchersie denStaats-¬
beitragverwendet,künftighinfreie Handgelassenwird ,unddass
derStaatdessenungeachtet,alsesbeiihmzuerhöhtenPersenal-¬
ausgabenkemmt ,die Gemeindeim gleichen Umfangewie bisherbe- ¬
rücksichtigtwerdensell .DamitwardieMöglichkeitgegeben,mit
den Verbandein ernsthafte Verhandlungeneinzutreten ,mitdem
Erfelge,dassnachstehendeErhöhungenbeantragtwerden:100%ige
ErhöhungdesGehaltes ,50 %igeErhöhungdesOrtszuschlages,120%ige
Erhöhungder Teuerungszulage ,150ZigeErhöhungderFrauenzulage
und250ZigeErhöhungderKinderzulage,währenddiebisherige
gleitendeZulagein Wegfallkemmt

DiedeehrvenAlinentattenepeineil,dusleistngehele
natürlichnureineallmählicheseinundes mussauchgegenwärtig
derwirtschaftlichSchwächere,dassinddieKinderreichenunddie
indenmiederenBezusgklassenStehenden,verjederBeeinträchti-¬
gungbewahrtwerdenEsist diesdadurcherzieltwerden,dassdie
auf 4200KerhöhteKinderzulagemehrausmachtals diederzeitige
gleitendeZulageplusKinderzulage,wezunechdieünterschieds-¬
leseErhöhungderTeuerungszulagevon8400Kauf18480Kkemmt.
DemLeistungspriszipwiederwirddadurchRechnunggetragen ,dass
dieErhöhungvenGehaltundOrtszuschlagsichbezusgklassenweise
vellzieht .BeidiesenAnlassewurdeauchdie für dieGemeinde
WienübrigensmatereilnichtsehrwesentlicheUnterscheidung
nachOrtsklassenfürauswärtsBiensthabendeAngestelltefallen

gelassen.Handin HanddamiterwiessicheineRegelungderEinkemmens-¬
verhältnissederPensienistenals erferderlich .AllePensienisten ,
welcheaufGrundderBestimmungengleitendeZulagenhatten ,er-¬
halteneineErhöhungdergegenwärtigenFeuerungszulageum3000K,
verheiratetenPensienistenwirdeineFrauenzulageindiesemAus-¬
massegewährt;sieerhaltenalseum420KpreKopfmehralsdie
künftigentfallendegleitendeZulagemusmacht.Ueberdiesselldie
Pensiensbemessungsgrundlageselbstausgeglichenwerdendufcheine
prezentuelleErhöhung,welchefürdieseit1 .Jänner1920ange-¬fallenenRuhe-undVersergungsgenüsse35%,fürdieälteren75%
beträgt.SchliesslichselldieWitwenpensien,dienachderalten
Dienstpragmatikmit40%derletztenBezügedesAngestelltenbe-¬
messenwurde,ausnahmslesmit50%bemessenwerden.DieGewährungvenWåtwenpensienenmachselchenAngestellten,dievordemIns-¬
lebentretenderneuenDiensterdnungindenRuhestandversetzt
wurdenunddannerstheirateten,wirdzugebiligt.DieFestsetzung

mit1200Kentfällt .derHöchstgrenzedesSterbequartals
AndasReferatknüpftesicheineDebatte,andersichdie

StadträteVaugein ,RummelhardisewieFinanzroferentBreitner
beteiligten .DerFinanzreferentwiesdaraufhin ,dassdieFrage.
der Bedeckungerst ir demAugenblickgelöst werdenkönne ,bisdie
Teilungder SteuerquellenzwischenStaat undLändern ,zudelch
letzterenkünftigja auch" ienzählenwird ,vellzegenseinwird .
DiebezüglichenVerhandlungenwurdengelegentlichderVerfassungs-¬
beratungengeführtwndzeigtenauchdieMöglichkeitderVerstäue



digung .Dechwurdeein Finanzgesetzvender scheidendenNatienal-¬
versammlungnichtmehrerledigt .Erstbis überdieseFragevolle ,
Klarheitherrscht ,wirdes möglichsein ,überdie Aufbringungder
MittelVerschlägezuerstatten .ZweifellosaberseidieGemeinde
mitdiesenneuenZuwendungenbis andie äussersteGrenzederLei-¬
stungsfähigkeitgegangen .

Stadtrat Speiserwiesmochdaraufhin ,dass die schwereFinanz
net der GemeindsdenAngestelltenin dengeführtenlmgwierigen
Verhandlungeneindringlichst dargelegtwurdeundmit ihnenauch
eine Absprachedahin getreffen werdenist ,durch erhöhteArbeits - ¬

intensität dafür zu sergen ,dass die verfügte Anstellungssperre

zwar vellkemmenaufrecht erhalten bleiben könne und dieErledi - ¬
gungderAgendensichdennechin beschleunigtemUmfangevellzihe.
Verallemwerdenalle Rückständein kürzesterZeit zurAufarbei-¬
tung gelangen .Es könne gesagt werden ,dass die Angestelltenver - ¬

treter wehl auch das deutliche Empfinden haben ,dass die Gemein - ¬

demitdieserneuerlichenGehaltsregulierungeineganzausserer-¬
dentlicheKraftanstrengungmacheundder Bevölkerung,die jadie
Bedeckungin FermvonSteuernaufzubringenhat ,alsGegenwert
dafür eine unbedingt klaglese Abwicklungaller Gemeindeagenden
gebeten werdenmuss .

Auch mit den Beamten der städtischen Unternehmungensind die

VerhandlungenbiszurFermulierunggediehen.Zunächstgelangt
auchdert die neueErhöhungzurAnwendung

Die Verlage wurde sedann ,ehne dass Gegenanträge gestellt ,wer

denwären ,genehmigt.

Gartensiedelung Resenhügel - Altmannsderf .Im Stadtsenate refe - ¬

rierse heuStadtratGründwaldüberMassnahmenzur Schaffungneuer
Wehnstättenundstellte folgendeAnträge ,die vomStadtsenateauch
gutgeheissen wurden .Die GemeindeWienüberlässt dergemeinnützi - ¬
gen Gartensiedelung ,. . . . . ,für Altmannsderf undHetzenderf
inWieneineReihevenGrundparzellenunterderBedingung,dass
dert eineGartensiedelungimBaurechteaufgeführtwerde ,Ferner
beschliesse der Gemeinderat ,eine Reihe ven Grundstücken ,diein
dieser Gegendgelegen sind ,nach § 2 des Ges .vom4 .Feber1919

imWegeder Enteignungzu erwerben .Eshandeltsich hiebeium

felgendeGrundeigentümer:MaxWamser,AnnaAlscher ,Sebastian
Nitsch ,Wilheln Bauer ,Ferdinand Zeininger ,Philipp Zeininger ,

KernAnten Karl Blaimschein und ver allem die Firma Frankl .Die

Enteignunggeschiehtzur Linderungder Wehnungsnetundmüssendie
enteignetenGrundstückebinneneinerFristven2 JahrenmitKlein
wehnungenverbaut werdenund habendurch 50 Jahre diesemZwecke
gewidmetzubleiben ,wasauchzurgrudnbücherlichenEintragung
gelangt .Für die Ausführungdieser Häuser ,die in der Regelfür
eine Familie bestimmtsein sellen ,wird jeder wie immergeartete ,
mitdernötigstenSicherheitin BezugaufStandfestigkeit,Feuers-¬
gefahr und Warmhaltigkeitvereinbarliche Erleichterunggewährt

werden.DieVerverhandlungenheirüberwerdenunterderMiemurkung
des Wehnungs -und Siedelungsamtes geführt werden .DieVerhand- ¬

lungensindvellständigkestenlesundwerdenkeinerleiKemmissiens-¬
eder Bautaxen zur Anrechnunggelangen .Ebensi trägt dieGemeinde
die Kesten des Enteignungsverfahrens ,während der Entschädigungs - ¬
betrag in nech näher festzusetzender Weise durch denPachtzinz

verzinstundgetilgt wirdDieGemeindeerklärtsichweiterbereit
denBaudurchUeberlassungvenBaumaterialienzumSelbstkesten-¬
preise zu fördern unddie SiedelungdurchSteuerbegünstigungen
zu ermöglichen .Die Gemeindewird ferner durch dieUebernahme
der Haftung im Wege der städtischen Ksdditstelle für Kleinweh¬

nungsbau die Siedelung fördern .Alle diese Begünstigungenwerden
nur selchenPerseneneingeräumtwerden ,welchevomZeitpunkteder
Benützbarkeit der neuen Wehnungin der Siedelung ihre bisherige
WehnungdemWehnungsamtezur Verfügungstellen
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